"Trinkwasser ist zu wichtig, um es Risiken zu unterziehen"

Viele Verbandsmitglieder haben Wasserversorger frühzeitig vor Cross-Border-Leasing-Geschäften gewarnt - niemand wollte sie hören
 

Der Katzenjammer bei den Wasserversorgern ist groß. Bis auf 40 Millionen Euro können die Verluste aus Cross-Border-Leasing-Geschäften anwachsen. Dabei hatte es in den Zweckverbänden genug warnende Stimmen gegeben, die Finger von den riskanten Konstrukten zu lassen.

Von Wolfgang Messner

Je größer die Krise, desto beredter die Klagen. Das ist mit der globalen Finanzkrise nicht anders. Sie führt unter anderem dazu, dass Städte und Gemeinden sowie kommunale Zweckverbände ihre Cross-Border-Leasing-Geschäft mit US-Investoren für viele Millionen Euro nachbessern müssen. Den beiden großen kommunalen Wasserversorgern drohen Verluste im zweistelligen Millionenbereich. Bis zu 40 Millionen Euro stellen sie zur Bewältigung der Krise bereit. Die Landeswasserversorgung wird den gesamten noch vorhandenen Barwertvorteil von 20 Millionen Euro benötigen, um die Krise zu meistern, teilte der Kaufmännische Geschäftsführer Wolfgang Eisele kürzlich der Verbandsversammlung in Esslingen mit (wir berichteten). Ähnlich hohe Kosten erwartet die Bodensee-Wasserversorgung.

Schuld an dem Desaster will bei den Verbänden niemand sein. "Wir haben nicht absehen können, dass wir einmal einen solchen Finanz-Tsunami erleben, einen wie es ihn in der Geschichte noch nicht gegeben habt", bedauert der Verbandsvorsitzende der Landeswasserversorgung und Stuttgarter Oberbürgermeister Wolfgang Schuster den 108 Mitgliedsgemeinden mitteilen zu müssen. "Anders wäre es uns auch lieber. Aber so ist es nun einmal."

Das klingt nüchtern verglichen mit den Hymnen, die Schuster und Co. einst auf das grenzüberschreitende Vermieten gesungen hatten. Der Stuttgarter OB, muss man wissen, ist bei beiden Verbänden zwar Vorsitzender, aber einer ohne Stimmrecht, da die Stadt Stuttgart ihre 33-prozentigen Anteile längst an die Energie Baden-Württemberg (EnBW) verkauft hat. Doch weil Bargeld lacht und man die insgesamt 24,7 Millionen Euro aus den Staaten angeblich dringend für Investitionen benötigte, überschrieb die Landeswasserversorgung 2001 ihre gesamte Infrastruktur für 688 Millionen US-Dollar für 99 Jahre an den US-Investor First Union Bank. Ein Jahr später verscherbelte die Bodensee-Wasserversorgung ihre Anlagen für 841 Millionen US-Dollar über den großen Teich.

Und nun soll alles futsch sein? War es das wert? Das fragte sich so mancher Bürgermeister, der seine Gemeinde im Zweckverband vertritt. Sieben Jahre nach der Entscheidung zur Privatisierung stehen die Zweckverbände vor einem Scherbenhaufen. Am 25. November müssen bei Verbandsversammlungen in Sindelfingen neue Vertragspartner und umfangreiche, teure Lösungen präsentiert werden. Angeblich unabhängig agierende US-Anwaltskanzleien wie Clifford Chance und Arrangeure wie die damalige Daimler-Chrysler-Finanztochter Debis hatten sie einst heiß gemacht auf das leicht verdiente Geld aus dem Steuersparmodell aus den Staaten. Sie alle verdienten prächtig daran - ebenso wie die beteiligten Banken. Die Gesamtkosten der Transaktion etwa bei der Landeswasserversorgung beliefen sich auf elf Millionen US-Dollar (knapp 20 Millionen Euro). Mit anderen Worten: die Vorteile für Anwälte, Arrangeure und Banken waren in etwa gleich hoch wie der gesamte Barwertvorteil für den Verband. Während dort die Rücklagen schmelzen, verdienen die damaligen Profiteure an der Krise abermals. Denn allein sie kennen die komplizierten Verträge.

Zur Kasse gebeten aber werden die Verbandsmitglieder und letztlich die Kommunen. Dabei hatte es genügend warnende Stimmen gegeben. Das zeigt das Beispiel der Bodensee-Wasserversorgung. Noch am 20. November 2001, dem Tag der Entscheidung, hagelte es Kritik an dem Mietgeschäft. Und das, obwohl ein Debis-Vertreter und zwei Rechtsanwaltskanzleien - darunter die US-Anwaltsfirma Clifford Chance - den 180 Mitgliedern die Risiken kleinredeten.

Ein Insolvenzrisiko einer der US-Vertragspartner sei durch die Auswahl von Finanzinstituten mit herausragender Bonität "nahezu auszuschließen", sagte ein Anwalt. Exakt dieser Fall ist nun aufgrund der globalen Finanzkrise eingetreten. Doch klärten die Spitzenjuristen auch über die Folgen von Vertragsverletzungen auf, von denen die meisten die Bodensee-Wasserversorgung zu tragen hätte. Der US-Investor könne etwa Schadenersatz fordern, wenn eine Anlage nicht ausreichend gewartet werde. Eine "hohe finanzielle Aufwendung" komme auf den Verband zu, wenn der Investor die Leasingverträge kündige. Genau darum haben beide Wasserversorger inzwischen nachgefragt. Eine Antwort steht allerdings noch aus.

Bei vielen Mitgliedern blieben Zweifel. Brigitte Russ-Scherer, damals OB von Tübingen, nannte Cross-Border eine "Perversion des Steuersparens", bei dem die Risiken im Vergleich zum Nutzen zu groß seien. "Trinkwasser ist einfach zu wichtig, um es derartigen Risiken zu unterziehen", sagt die SPD-Politikerin. Es bereite ihr zudem "Unbehagen", dass über die Auslegung der Leasingverträge im Einzelfall vor US-Gerichten entschieden werde. Der heutige Landrat des Bodenseekreises, Lothar Wölfle, damals Bürgermeister von Trossingen und als Mandatsträger für den Zweckverband Baarwasserversorgung aktiv, teilte die Bedenken. Er werde dem Vertrag auf keinen Fall zustimmen. Sein Gefühl habe ihn nicht getrogen, sagt er heute. Die Kritiker wollten den Beschluss vertagen.

Mit der Macht des Vorsitzenden Schuster und der EnBW wurde der Antrag abgelehnt. Mit 82,64 Prozent stimmte die Bodensee-Wasserversorgung für die Transaktion.
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